
371 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates VII.GP. 

Bericht 
des Ausschusses,für Verfassung und für Verwaltungsreform 

über die Regierungsvorlage (283 der Bei­
lagen): Bundesgesetz, betreffend Maßnahmen 
auf dem Gebiete des Stiftungs- und Fonds­
wesens (Stiftungs- und Fondsreorganisations-

gesetz). 
Der Ausschuß für Verfassung und für Ver­

waltungsreforrn: hat in seiner Sitzung am 2. Juli 
1954 in Anwesenheit des Bundesministers für 
Inneres Hel m e r die obbezeichnete Re­
gierungsvorlage beraten. Nach einer Debatte, an 
der sich die Abgeordneten Dr. Hof e ne der 
und Dr. P f e i f e r beteiligten, hat der Aus­
schuß den Gesetzentwurf unverändert und ein­
stimmig beschlossen. 

Während der nationalsozialistischen Zeit wur­
den auf Grund des "Gesetzes iiber die über­
leitung und Eingliederung von Vereinen, Organi­
sationen und Verbänden" (GBl. f. d. L. ö. 
Nr. 136/1938) und der hiezu erlassenen Durch­
führungsverordnung (GBl. f. d. L. ö. Nr. 137/ 
1938) auf Antrag des Stillhaltekommissars zahl­
reiche Stiftungen und Fonds aufgelöst und ihr 
Vermögen anderen Rechtsträgern eingewiesen. 

Widmayer, 
Berichterstatter. 

In der Zeit vom 13. März 1938 bis 27. April 
1945 wurden im Bundesgebiet rund 5400 Stif­
tungen und Fonds aufgelöst, von denen etwa 
400 nach Artikel 10 Absatz 1 Ziffer 13 des Bun­
des-Verfassungs gesetzes in der Fassung von 1929 
in die Bundeskompetenz fallen. 

Die Regierungsvorlage verfolgt den Zweck, 
das Unrecht der nationalsozialistischen Ara zu 
beseitigen und die Vermögen wieder ihren recht­
mäßigen Eigentümern zuzuführen, soweit es sich . 
um Stiftungen und Fonds handelt, deren An­
gelegenheiten in Gesetzgebung und Vollziehung 
in die Kompetenz des Bundes fallen. Zu den ein­
zelnen Bestimmungen wird· auf die Erläuternden 
Bemerkungen in der Regierungsvorlage ver­
wiesen. 

Der Ausschuß für Verfassung und für Ver­
waltungsreform stellt sohin. den A n. t rag, der 
Nationalrat wolle dem von der Bundesregierung 
vorgelegten Gesetzentwurf (283 der Beilagen) 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Wien, am 2. Juli 1954. 

Grubhofer, 
Obmannstellvertreter. 
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